
2. Die Verordnung des Reichspräsidenten zum Schutz von Volk und Staat
vom 28. Februar 1933 9

Zur "Abwehr kommunistischer staatsgefährdender Gewaltakte" wurden somit auch
im Saarland die Artikel 114, 115, 117, 118, 123, 124 und 153 der Verfassung des
Deutschen Reiches formell außer Kraft gesetzt (Zulässigkeit der Beschränkung der
persönlichen Freiheit, des Rechts der freien Meinungsäußerung, einschließlich der
Pressefreiheit, des Vereins- und Versammlungsrechts, Eingriffe in das Brief-, Post-,
Telegraphen- und Fernsprechgeheimnis, Anordnungen von Haussuchungen und
von Beschlagnahmen sowie Beschränkungen des Eigentums) bzw. formell und de
facto erst gar nicht als Reichsrecht aus der Weimarer Verfassung in Kraft gesetzt.
Diese Verordnung, auf deren Grundlage bald darauf das rechtsstaatliche Prinzip
des "nulla poena sine lege" außer Kraft gesetzt wurde, also der Abbau der rechts¬
staatlichen Grundlagen erfolgte, und die eine Handhabe zur Beseitigung nicht ge¬
nehmer Länderregierungen bot, kann als eigentliche Verfassungsurkunde des Drit¬
ten Reiches angesehen werden.

Gerade unter diesem Gesichtspunkt muß berücksichtigt werden, daß bei der Ein¬
führung von Reichsgesetzen, die also neue Regelungen einführten oder alte lösch¬
ten, die Frage der Gültigkeit der Weimarer Verfassung im Saarland während der
Sonderverwaltung eine gewisse Rolle spielte, wenn auch nur theoretisch. Die
Weimarer Verfassung vom 11. August 1919 trat am 14. August 1919 in Kraft.
Vom Reich und dann ganz besonders von NS-Seite war die Zugehörigkeit des

Saargebietes zum Reich immer herausgestellt worden 10
.

Die Unterzeichnung des Versailler Vertrages datierte vom 28. Juni 1919. Rechts¬
kraft erhielt er jedoch erst am 10. Januar 1920. Da zu diesem Zeitpunkt die Regie¬
rungskommission des Saargebietes noch nicht ernannt war, beauftragte das Sekre¬

tariat des Völkerbundes den französischen Militärverwalter im Saargebiet, die
Verwaltung solange wahrzunehmen, bis die Reko ihr Amt angetreten habe. Dies
erfolgte am 26. Februar 1920.

Die Weimarer Verfassung ist also verabschiedet worden, bevor der Versailler Ver¬
trag in Kraft war; aber durch die Sperrklausel im Vertragstext, daß alle Reichsge¬
setze, die bis zum 11. November 1918 (Abschluß des Waffenstillstandes zwischen
Frankreich und dem Deutschen Reich) in Geltung waren, auch im Saargebiet wei¬
tergelten würden, ist die Weimarer Verfassung eben nicht mit eingeschlossen. Sie

9 RGBl. 1933 I, S. 83. Auf diesem Gesetz basierte die Verordnung Bürckels über die konfessionelle Ju¬

gend v. 30.7.1935.
10 Das Saarbrücker Abendblatt Nr. 235 v. 16.10.1933 stellt fest: "Es gibt keinen eigenen Saarstaat, keine

saarl. Staatsgewalt, kein saarl. Staatsvolk, kein saarl. Staatsgebiet." Zum Rechtsstandpunkt der An¬

wendbarkeit von Reichsgesetzen im abgetrennten Saargebiet, z.B. der "Entwurf eines Gesetzes über

vorübergehende Rechtspflegemaßnahmen im Hinblick auf das Saargebiet" v. 9.2.1922, vgl. die Vor¬

gänge v. Dezember 1921. Grundsätzlich wurde davon ausgegangen, besondere Paragraphen des Straf¬

gesetzbuches , der Strafprozeßordnung usw. aufdie Saar anzuwenden. Siehe bes. die "Begründung", die

den Reichsstandpunkt darlegt. BHStA München, Best. MJu, Nr. 10.817.
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